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Es ist ein Reizthema, eines, das
dieMenschen bewegt, eines auch,
dem mit Vorbehalten begegnet
wird: eine «Imam-Ausbildung»
an Schweizer Universitäten. Die
Medien titeln: «Rezept gegen Ra-
dikalisierung?» (SRF), «Warum
Imam-Ausbildung in derSchweiz
schwierig ist» (NZZ) oder
«Schweizer Uni-Studium für
Imame? Islamwissenschaftler
winkt ab» («Luzerner Zeitung»).

Tatsache ist: Die Hochschulen
tun sich schwermit demThema;
jahrelangwurde laviert,wie denn
ein solcher Studiengang am
sinnvollsten einzuführen sei.
Nun berichtet «OnlineReports»,
dass die Uni Basel kein solches
Projekt mehr verfolge. Reinhold
Bernhardt, Dekan der Theologi-
schen Fakultät, sagt dem Basler
Onlineportal: «Aktuell ist mir
keine solcheNachfrage bekannt.»

Das sei vor 15 Jahren noch
ganz anders gewesen, als die Uni
bereits Sondierungsgespräche
mit Stiftungen geführt haben

soll. Es ging um Sponsoren für
einen potenziellen Lehrstuhl und
um ein Startbudget von drei
Millionen Franken, schreibt
«OnlineReports».

AufAnfrage sagt Uni-Sprecher
Matthias Geering, dass eine sol-
che Ausbildung in Basel «kein
Thema» sei. Diese klare Ableh-
nung erstaunt, war es doch der
frühere Rektor, Antonio Loprie-
no, der dieses Thema national
aufs Tapet gebracht und eine
Arbeitsgruppe geleitet hat. Ge-
ering sagt, Loprieno habe damals
auch die Rektorenkonferenz der
Schweizer Universitäten präsi-
diert – und es habe sich dann
gezeigt, dass die «Universität
Freiburg der beste Ort für diese
Ausbildung ist».

Uni Freiburg erhält Zuschlag
Theologie-Professor Bernhardt
scheint nicht ganz glücklich mit
dieser Entscheidung. Er sagt,
dass es bei der Debatte gar nie
um eine Imam-Ausbildung ge-

gangen wäre, sondern um isla-
mische Theologie: «Man muss
klar unterscheiden zwischen
Islamwissenschaft, islamischer
Theologie und Imam-Ausbil-
dung. So wie man auch unter-
scheiden muss zwischen Reli-
gionswissenschaft, christlicher
Theologie und der Ausbildung
von Pfarrpersonen.»

Imame, Pfarrer und Rabbiner
seien Geistliche im Dienst ihrer
jeweiligen Religionsgemein-
schaft und würden als solche
nicht an der Universität ausge-
bildet. Das sei Sache der Reli-
gionsgemeinschaften. Das Stu-
dienangebot in islamischer
Theologie hätte er jedoch «ger-
ne» in Basel gesehen, sagt er und
erklärt: «Aus verschiedenen
Gründen hat die Uni Freiburg
dann den Zuschlag für die Er-
richtung des Schweizerischen
Zentrums für Islam und Gesell-
schaft bekommen – etwawegen
der Zweisprachigkeit und der
relativ starken Theologischen

Fakultät, an die das Zentrum ja
angegliedert sein sollte.» Mitt-
lerweile sei man davon aber
wieder etwas abgerückt.

Bernhardt hätte es sinnvoller
gefunden, dieses Zentrum in
einer der grossen schweizeri-
schen Städte anzusiedeln. Basel
wäre aus seiner Sicht gut geeig-
net gewesen, «weil vonseiten
der Theologischen Fakultät und
der Jüdischen Studien Offenheit
dafür vorhanden war».

Rein akademische Frage
Bedenkenmussman auch: Es ist
keine Seltenheit, dass die Reli-
gionsgemeinschaften diesem
Studium skeptisch gegenüber-
stehen, da dabei eine kritische
Auseinandersetzungmit den re-
ligiösenTraditionen einhergeht.
Zudem kann man etwa islami-
sche Theologie studieren, ohne
Imam zu werden. Dasselbe im
Christentum und Judentum.
Bernhardt sagt: «In Deutschland
gehen diemeisten Studierenden

der islamischenTheologie in den
Schuldienst. Theologie ist eine
akademische Disziplin, die jeder
studieren kann, der daran Inter-
esse hat.»

Deshalbwerde es auch in Zu-
kunft keine Imam-Ausbildung an
denUniversitäten geben.Das sei
auch an den siebenHochschulen
in Deutschland nicht der Fall, die
islamische Theologie anbieten.
Er verwehrt sich auch gegen die
Kritik, man habe auf ein solches
Studienangebot aufgrund be-
fürchteten politischen Wider-
stands verzichtet – auch deswe-
gen, da der Islam in der Schweiz
keine Landeskirche ist: «Es han-
delt sich nicht um eine religions-
rechtliche, sondern um eine rein
akademische Frage.»

Die Diskussion wird also
weiter beschäftigen. Eine Lö-
sung, die den Einfluss der oft-
mals radikalen «Import-Imame»
schwächt, ist nicht in Sicht.

Sebastian Briellmann

Imam-Ausbildung hat in Basel keine Chance
Universität hat Pläne aufgegeben Die Uni Basel sagt, dass ein Studiengang Islamische Theologie «kein Thema» sei.
Reinhold Bernhardt, Dekan der Theologischen Fakultät, bedauert diese Entwicklung.

Polizei überfährt
Einbrecher
Basel In Basel ist es am Diens-
tagabend nach einem Einbruch
zu einer spektakulären Verfol-
gungsjagd gekommen. Dabei
wurde ein mutmasslicher Ein-
brecher von einem Polizeiauto
erfasst und erheblich verletzt.
Dem zweiten Einbrecher gelang
die Flucht. Der Verletzte wurde
von der Sanität in die Notfallsta-
tion eingewiesen. (red)

Baselland erhält
neues Polizeigesetz
Liestal Die BaselbieterRegierung
hat ein revidiertes Polizeigesetz
an den Landrat überwiesen.
Dieses sieht zahlreicheÄnderun-
gen vor. Unter anderem soll
die Grundlage für den elektroni-
schen Datenaustausch geschaf-
fen werden. Auch sollen Video-
kameras in Polizeifahrzeugen
und auf Drohnen zur Über
wachung eingesetzt werden
können. (red)

Stiftung kündigt
elf Mietparteien
Basel Die Basler Christoph-
Merian-Stiftung (CMS) hat die
Mietverträge von elfWohnungen
auf dem Bruderholz gekündigt.
Sie will an der Friedrich-Oser-
Strasse 10 und 12 ab Herbst 2021
acht neue Reiheneinfamilien-
häuser undvierMietwohnungen
erstellen. (red)

Regierungsgebäude
wird sicherer
Liestal Die BaselbieterRegierung
möchte das Regierungsgebäude
unter anderem zurErhöhung der
Sicherheit sanieren und umbau-
en lassen. Hierfür werden dem
Landrat Ausgaben von 13,8 Mil-
lionen beantragt. Künftig solle
vor allem der Zugang zum Bau
kontrolliertwerden können.Das
bedinge unter anderem eine
Umgestaltung des Empfangsbe-
reichs. (red)

Stadtcasino verschärft
Schutzmassnahmen
Basel Kurz vor derWiedereröff-
nung des Stadtcasinos am
22.August haben dieVerantwort-
lichen das Covid-Schutzkonzept
nochmals verschärft. Konkret
wird die Maskenpflicht ausge-
weitet: Besucherinnen und
Besucher werden angehalten,
während derDauer des Konzerts
eineMund-Nasen-Bedeckung zu
tragen. (red)

Weitere Corona-Fälle
in der Region
Basel/Liestal In Basel-Stadt sind
am Mittwoch elf neue mit dem
Coronavirus infizierte Kantons-
einwohnerinnen und -einwoh-
ner registriert worden. Damit
stieg die Gesamtzahl der Infizier-
ten auf 1160 an. Der Kanton Ba-
selland verzeichnete vier neue
Fälle. (red)

Nachrichten

Riehen/Grenzach-Wyhlen Heute
feiern Sylvia und Jean-Pierre
Magnin-Brändle ihren
65. Hochzeitstag sowie Elly
und Erich Thoma-Oeschger
aus Grenzach-Wyhlen ihren
60. Hochzeitstag.Wir
gratulieren herzlich zu diesem
Anlass und wünschen viel
Freude im neuen Ehejahr. (red)

gratulationen@baz.ch

Glückwünsche

Kurt Tschan

Gleich 28Millionen Franken hat
der Basler Grosse Rat dieses Jahr
bewilligt, um Mieterinnen und
Mieter während des Lockdown
unter die Arme zu greifen.
Aufgeteilt ist das Programm in
Mietzinshilfen und Beiträge für
Härtefälle. Beim sogenannten
Drittelsmodell müssen sich Ver-
mieter mit ihren Mietern für die
MonateApril bis Juni auf die Re-
duktion um mindestens zwei
Drittel des Mietzinses einigen,
damit sie vomKanton ein Drittel
des Netto-Mietzinses entschä-
digt erhalten.

Bis dato gingen 849 Gesuche
ein.Nicht allewurden jedoch auf
Anhieb genehmigt. 372 wurden
zurückgewiesen, wie der Spre-
cher des Finanzdepartementes,
Tibor Hochreutener, bestätigt.
Die Gründe: fehlende Unterla-
gen, uneinheitliche Angaben
zwischen Gesuch, Mietvertrag
und Einigungsvereinbarung so-
wie falsche Betragsangaben. Im-
merhin sei in der Zwischenzeit
ein grosser Teil korrekt erfasst
worden, sagt Hochreutener.

Ausbezahlt wurden inzwi-
schen 1,274 Millionen Franken.
DasGeld ging an 396Antragsstel-
ler. Pro Gesuch wurden durch-
schnittlich 3217 Franken gespro-
chen. Die fünf Top-Branchen
werden von der Gastronomie,
demEinzelhandel sowie Dienst-
leistern wie Coiffeur, Massage,
Kosmetik angeführt. Anschlies-
send folgenArzt- und Physiopra-
xen sowie die Bereiche Sport,
Unterhaltung und Erholung.

Noch kein Steuerfranken
Insgesamt wurden 16 Gesuche
abgelehnt. In diesen Fällen hat-
ten die Parteien desMietverhält-
nisses den gleichen wirtschaft-
lich Berechtigten oder eine ihr
nahestehende Personen vertre-
ten. In Einzelfällen seien Gesu-
che auch mehrfach eingereicht
worden, sagt Hochreutener. Im

Bereich der Härtefälle wurde
noch kein Steuerfranken ausbe-
zahlt. FürHärtefälle stehen zehn
Millionen Franken zur Verfü-
gung. «Bis jetzt trafen bei uns 21
Gesuche ein», sagt Hochreute-
ner. Das zuständige Gremium,
das die Gelderverteilt, treffe sich
noch diese Woche, sodass erste
Auszahlungen demnächst er-
folgten würden.

Warteck Invest, einerdergros-
sen Immobilien-Player auf dem
Platz Basel, stundete in einer ers-
ten Phase, als das kantonale An-
gebot noch gar nicht auf dem
Tisch lag, als Sofortmassnahme
Mietern die Miete für zwei Mo-
nate.Gleichzeitigwurde die Zah-
lungsfrist bis Ende 2020 verlän-

gert. In der Zwischenzeit, so
schreibt Warteck Invest im Se-
mesterbericht, hättenmit einem
Grossteil dieser Mieter auf Basis
dermöglichen Bundeslösung so-
wie kantonalerRegelungen defi-
nitive Vereinbaren über tempo-
räre Mietzinserlasse getroffen
werden können. Diese belaufen
sich auf 400’000 Franken.

Davon auszugehen, dasswäh-
rend des Lockdown in der Im-
mobilienbranche nichts mehr
ging, wäre aber falsch. So konn-
teWarteck Invest die Leerstände
deutlich reduzieren.Dadurch ge-
lang es, den Corona-Effekt bei
den Mieten zu kompensieren.

Warteck Invest besitzt knapp
die Hälfte seines Immobilien-

Portfolios (46,3 Prozent) in den
beiden Basel. Hier wird auch in
Zukunft am meisten investiert.

Investitionen nahe Joggeli
Vorwärts geht es zum Beispiel
auf dem Irène-Zurkinden-Platz,
wo bis 2022 ein zwölfgeschossi-
ger Neubau mit einer Bruttoge-
schossfläche von 10’000 Quad-
ratmetern erstellt wird. Geplant
sind 43 Stadtwohnungen und
50 neue Parkplätze. Der Irène-
Zurkinden-Platz an der Mün-
chensteinerstasse 117 wird da-
durch öffentlich zugänglich.
Baurechtgeberin ist die Einwoh-
nergemeinde der Stadt Basel. Die
Investitionskosten liegen bei
45 Millionen Franken. Die Bau-

genehmigung soll noch in die-
sem Jahr erfolgen.

Aktiv istWarteck Invest aktu-
ell auch in Muttenz. In der Nähe
des Fussballstadions St. Jakob
entsteht ein Wohn- und Ge-
schäftshaus. Gegenwärtig nutzt
das Bundesamt für Strassen As-
tra im Rahmen einer entschädi-
gungspflichtigen Enteignung für
die laufenden Arbeiten beim
Schänzli-Tunnel dasAreal als In-
stallationsplatz. Die drei zusam-
menhängenden Quartierpläne
für das Gebiet Hagnau in Mut-
tenzwurden vomRegierungsrat
bereits genehmigt.Allerdings ist
noch die Beschwerde einer Pri-
vatperson gegen diesen Ent-
scheid hängig.

Noch ist nicht viel Geld geflossen
Mietzinshilfe und Härtefallbeiträge Die Not der Mieterinnen undMieter in Basel-Stadt wegen Covid-19 ist
überschaubar geblieben. Von den Unterstützungsmillionen wurde erst ein kleiner Teil ausbezahlt.

In der Ausgehmeile Steinenvorstadt herrschte während des Lockdown Tristesse. Den Mietern brachen die Einnahmen weg. Foto: Alexander Müller
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Es ist wie in der Schule, wenn
man den Auftrag bekommt, die
positiven Eigenschaften seines
Banknachbarn aufzuzählen.
Sicherheitsdirektor Baschi Dürr
(FDP)macht alsAmtsältester den
Anfang, es folgt Gesundheits­
direktor Lukas Engelberger
(CVP), dann Erziehungsdirektor
Conradin Cramer (LDP), und
zum Schluss darf auch Stepha­
nie Eymann (LDP) ein paar lo­
bende Worte über ihre Kollegen
sagen.Wobei dieAnwärterin aufs
Präsidialdepartement als Neue
vor allem sich selber lobt.

Mit viel Schulterklopfen und
Zufriedenheit darüber, was sie
bisher in der Spitalpolitik, für die
Sicherheit des Kantons und für
die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf erreicht haben, lancie­
ren also die vier bürgerlichen
Kandidaten am Mittwochmor­
gen im Restaurant Löwenzorn
ihren Regierungswahlkampf.

«Für die Freiheit in Vielfalt»
Dabei positionieren sie sich klar
in derMitte,weitweg von rechts,
weitweg von links. «Wir sind für
die Freiheit in Vielfalt», sagt
Dürr. Für die offene Gesellschaft,

die Grundlage ihrer gemeinsa­
men Wertebasis. Diese Vielfalt
werde von links wie rechts pro­
blematisiert. Die SVPdrücke ihre
Angst vor Neuem aus, Rot-Grün
versehe hingegen alles mit För­
derprogrammen. «Das Resultat
sind radikale Extrempositio­

nen», sagt Engelberger, «die
zwargut und sympathisch tönen,
es aber nicht sind, weil sie den
Wohlstand gefährden.» DerCVP-
Politikerwarnt vor «Experimen­
ten»wie der Begrenzungsinitia­
tive der SVP oder der Klimage­
rechtigkeitsinitiative der Linken.

Aufbruchstimmung? Nein. An­
spruch auf Veränderung? Eher
nein. Oder zumindest nicht bei
den drei Bisherigen Dürr, Engel­
berger und Cramer. Sie sind sich
einig, dass die Bevölkerung in
der aktuellen Krisenzeit Erfah­
rung, Verlässlichkeit und Stabi­

lität braucht. Ihr Ziel: Die Er­
folgsgeschichte der Regierung,
die allerdings von einer rot-
grünenMehrheit dominiertwird,
weiterführen. Und dabei noch
ein bisschen die regionale Zu­
sammenarbeit fördern und die
Digitalisierung ankurbeln. Denn
hier hinke die BaslerVerwaltung
intern und extern hinterher.

«Keine Schönwetter-Chefin»
Kampfgeist ist nur bei Stepha­
nie Eymann zu spüren. Ein biss­
chen. Sie fordert mit ihrer
Kandidatur die amtierende
grüne Regierungspräsidentin
Elisabeth Ackermann heraus
und hofft, dabei von den Prob­
lemen bei den Museen, mit
denen sich das Präsidialdepar­
tement im Moment herumpla­
gen muss, zu profitieren.

Sollte sie gewählt werden,
möchte sie denMuseumsbereich
zur Chefsache erklären. «Die
Führung seiner grössten Betrie­
be kann man nicht einer Stabs­
abteilung delegieren», sagt Ey­
mann. Mittelfristig seien die
Strukturen zu klären, indemman
etwa Museumskommissionen
stärke oder Betriebsorganisatio­

nen verselbstständige. Sie selber
wird bei den Museen aber nicht
operativ tätig sein, wie sie auf
Anfrage eines Journalisten ver­
sichert. Im Gegenteil: Es gehe
darum, den Mitarbeiten zu ver­
trauen, ihnen innerhalb der klar
definierten Zuständigkeiten
Freiheiten zu geben.Und es gehe
auch darum, vor die Mitarbeiter
zu stehen, vor allem wenn Feh­
ler passierten. «Ich bin keine
Schönwetter-Chefin.»

Die Bürgerlichen haben sich
für eine klassischeWahlkampa­
gne mit Plakaten, Flyern und
Werbung entschieden. Dafür
steht ihnen ein Budget von
180’000 bis 200’000 Franken zur
Verfügung. Dieses setzt sich aus
Parteibeiträgen – jede Partei
zahlt gleich viel – und Spenden
zusammen.

Anders als die grünliberale
Regierungskandidatin Esther
Keller wollen LDP, FDP und CVP
die Namen und Summen der
Geldgeber nicht offenlegen.Man
sei fürTransparenz, aber imRah­
men. Diskretion habe bei den
Bürgerlichen Tradition.

Alessandra Paone

Das bürgerliche Schulterklopfen
Regierungsratswahlen Basel-Stadt Das bürgerliche Viererticket startet ohne Anspruch auf Veränderung in denWahlkampf –
mit einer klassischen Kampagne.

Die bürgerlichen Regierungskandidaten Lukas Engelberger, Baschi Dürr, Stephanie Eymann und
Conradin Cramer lancieren ihren Wahlkampf. Foto: Nicole Pont

Nina Jecker

Die Wandmalereien von 30
Künstlern sollten die Betonwän­
de bei der Schwarzwaldbrücke
aufhübschen.Doch kaumwardie
Farbe trocken, zückten Basler
Sprayer ihre Dosen und «cross­
ten» die Kunstwerke. So heisst
das absichtliche Übersprayen an­
derer Graffitis – eigentlich ein
No-go in der Szene.

Für legaleWandbilder gilt das
offenbar nicht. Das zeigt ein
Bekennerschreiben, das auf dem
Graffitiblog «Wandschmuck»
aufgeschaltet worden ist, wie
«20 Minuten» berichtet. Darin
erklären die illegalen Sprayer
ihre Tat, die sich gegen Street-
Art als «Teil des Basler Anti-
Graffiti-Programms» richte. «Es
liegt in der Natur von Graffiti,
dass dieses illegal ist. Frei und
unkontrollierbar», steht in dem
Schreiben. Mit der Umsetzung
des Projekts sei «die rote Linie
langsam, aber sicher überschrit­
ten». Die Sprayer werfen der
Stadt vor, «Unsummen auszu­
geben, um die Illusion von ver­
meintlicher Sicherheit und Kon­
trolle aufrechtzuerhalten», an­
statt zu akzeptieren, dass
Graffiti zur Stadt dazugehöre.

Kein Auftrag des Kantons
Die Sprayer gehen abernochwei­
ter und richten sich mit einer
Aussage an alle Künstler, die im
Auftrag der Stadt Street-Art zur
Verhinderungvon illegalen Graf­
fiti anbringen.Diesewürden ris­
kieren, alle ihre Kunstwerke in
der Stadt zu verlieren. Ausser­
dem wenden sich die Verfasser
auch direkt an die Organisatorin
des Projekts bei der Schwarz­
waldbrücke, Patrizia Stalder.Und
zwar mit einer Ansage, die man
als Drohung verstehen könnte:

«Wermitverdienenwill amAnti-
Graffiti-Programm der Stadt,
muss mit entsprechenden Kon­
sequenzen rechnen.»

Stalder ist als Designerin
unter anderem auf Grafikdesign
und Illustration spezialisiert. Sie
stellt gegenüber der BaZ gleich
zu Beginn klar: «Es handelt sich
hier keineswegs um einen Auf­

trag des Kantons,weil dieser die
Wand vor illegalen Sprayereien
schützenwollte.Nein, die Street-
Art-Meile war meine Idee.»

Sie habe persönlich bei der
Stadtreinigung angefragt, ob sie
zusammen mit vielen anderen
Künstlerinnen und Künstlern
die Brücke bemalen dürfe. «Ich
wusste am Anfang überhaupt

nicht, ob es möglich wäre und
ob überhaupt genug Künstler
Interesse haben. Es hätte also
jederzeit auch jemand anderes
offiziell anfragen können, dann
wären nun einfach andere
Künstlerinnen und Künstler ver­
treten.»

Stalder hat dennoch ein Stück
weit Verständnis für dieWut der

Sprayer. «Missmut kann ich
schon verstehen. Die mutwilli­
ge Verschmutzung von Bildern
anderer Künstlerinnen und
Künstler hingegen nicht.» Bei
anderen Projekten hat Stalder
bisher nichts Derartiges erlebt,
sie wisse aber, dass es anderen
passiert sei. Ob der drohende
Ton des Bekennerschreibens

ihr Sorgen mache? «Nein. Wer
solche Sachen schreibt und da­
beiweder seinen offiziellen Na­
men noch sein Gesicht zeigt,
und stattdessen auf die Perso­
nen zeigt, diemit ihremGesicht
undNamen hinstehen, kann ich
nicht ernst nehmen.Das ist ein­
fach nur feige.» Sie sei offen für
einen aufrichtigen Dialog ohne

Anfeindungen. «Wir sollten
besser erkennen, dass wir zu­
sammen mehr erreichen kön­
nen als gegeneinander. Undwer
sowieso nur illegal malen
möchte, der hat mehr als genug
Platz dafür.»

Die Grafikerin will nicht auf
weitere Projekte verzichten, im
Gegenteil: «Ich lasse mich nicht
von ein paarDiskussionsverwei­
gerern ins Bockshorn jagen und
möchte gerne mehr Wände be­
malen, die offen bleiben. Ich sehe
Basel als offene Stadt für Street-
Art und Kunst am Bau. Es hat
genug Platz für alle und meine
Vision ist, dass man sich gegen­
seitig respektiert.»

«Ich lassemich nicht ins Bockshorn jagen»
Streit um Street-Art Weil es ein Teil des Anti-Graffiti-Programms der Stadt sei, verschmierten Sprayer die neue Street-Art bei der
Schwarzwaldbrücke. Jetzt meldet sich die Organisatorin des Kunstprojekts zuWort.

«Die Idee der Kunst bei der Schwarzwaldbrücke stammt nicht von den Behörden, sondern von mir» – Grafikerin Patrizia Stalder.

«Wer sowieso
nur illegal
malenmöchte,
der hat
mehr als genug
Platz dafür.»
Patrizia Stalder
Grafikerin und Initiatorin
des Projekts Street-Art-Meile
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